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Deshalb: Mitglied werden! Jetzt! 
VöD / Krankenhäuser 

KA zur Einigung  
ebe Kolleginnen, liebe Kollegen, liebe Mitglieder, 

e Gewerkschaften dbb und ver.di haben sich am 9. Dezember 2019 mit der 
ereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) getroffen, um er-
ut über die Erhöhung des Samstagszuschlags sowie die Einrechnung der 

ausen in die Arbeitszeit bei Wechselschichtarbeit zu verhandeln. Die VKA 
rtritt den Standpunkt, dass eine Refinanzierung durch die Krankenkassen 
cht erfolgt und somit eine Einigung undenkbar ist.  

tandpunkt der VKA 
ach Arbeitgeberansicht ist die Refinanzierung der erhöhten Samstagszuschläge 
rch den Gesetzgeber nicht gesichert. Die Versprechungen der Politik seien nicht 

ngehalten worden. Auch die Einrechnung der Pausen bei Wechselschicht lehnt 
e VKA deutlich ab. Diese führe zu einem erhöhten Personalbedarf, der von den 
itgliedern der VKA nicht tragbar sei. Zudem bietet die Arbeitgeberseite, anders 
s zuvor angekündigt, keinen Vorschlag an, wie diese Thematik im Rahmen einer 
esamteinigung zu regeln sein könnte. Die VKA ist somit derzeit zu einem schritt-
eisen Entgegenkommen nicht bereit. 

pürbare Entlastung der Beschäftigten gefordert 
ie Gewerkschaften haben gegenüber der VKA deutlich gemacht, dass dringend 
ne spürbare Entlastung der Beschäftigten in den Krankenhäusern erfolgen 
uss. Der extrem angespannte Arbeitsmarkt in den Gesundheitsberufen kann nur 
rch deutliche Verbesserungen der Arbeitsbedingungen in den Krankenhäusern 
fgelockert werden. Hierzu gehören unter anderem die Aufwertung durch die Er-
hung des Samstagszuschlags sowie die Einrechnung der Pausen in die Arbeits-
it bei Wechselschicht, sodass die Beschäftigten der Krankenhäuser so behan-
lt werden, wie alle anderen Beschäftigten im öffentlichen Dienst. Die VKA kann 

ch nicht einfach hinter der Politik verstecken.  

ier werden wir nicht locker lassen, bis wir ein faires Ergebnis für unsere Mitglieder 
reicht haben. Über die weitere Entwicklung werden wir berichten. 

Wir kämpfen für die Mitglieder unserer Fachgewerkschaften! 
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er dbb hilft! 

nter dem Dach des dbb beamtenbund und tarifunion bieten kompetente 
achgewerkschaften mit insgesamt mehr als 1,3 Millionen Mitgliedern den 
eschäftigten des öffentlichen Diensts und seiner privatisierten Bereiche Unter-
ützung sowohl in tarifvertraglichen und beamtenrechtlichen Fragen, als auch im 
alle von beruflichen Rechtsstreitigkeiten. Nur Nähe mit einer persönlich 
erzeugenden Ansprache jedes Mitglieds schafft auch das nötige Vertrauen in die 

urchsetzungskraft einer Solidargemeinschaft. 

er dbb beamtenbund und tarifunion weiß um die Besonderheiten im 
fentlichen Dienst und seiner privatisierten Bereiche. Nähe zu den Mitgliedern ist 
e Stärke des dbb. Wir informieren schnell und vor Ort über www.dbb.de, über 
lugblätter dbb aktuell und unsere Magazine dbb magazin und tacheles. 

itglied werden und Mitglied bleiben in Ihrer zuständigen Fachgewerkschaft von 
bb beamtenbund und tarifunion – es lohnt sich! 
intergrund 
ereits in der Einkommensrunde 2018 hatten die Gewerkschaften mit der VKA die
ufnahme von Tarifverhandlungen zur Erhöhung des Samstagszuschlags sowie
r Einrechnung der Pausen in die Arbeitszeit bei Wechselschichtarbeit verein-
rt. Voraussetzung war jedoch, dass die Refinanzierung durch die Krankenkas-
n geklärt ist. Das ist mit den erfolgten gesetzlichen Neuregelungen geschehen. 

 allgemeinen Teil des TVöD ist der Samstagszuschlag schon immer auf 20 %
s Stundenentgelts festgelegt. Auch die Pausenzeiten werden nach dem allge-

einen Teil bei Wechselschichtarbeit in die Arbeitszeit eingerechnet. 
sofern sollen mit diesen Verhandlungen die Beschäftigten der Krankenhäuser
dlich so behandelt werden, wie alle anderen Beschäftigten im öffentlichen


